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Zusammenfassung 
Der Kantonsrat hat mit der Annahme der Motion 42.21.26 «Zuweisung Wohnraum für anerkannte 

Flüchtlinge» der Regierung den Auftrag erteilt, das Sozialhilfegesetz dahingehend zu ändern, 

dass Wohnraum für Personen aus dem Asylbereich als Sachleistung ausgerichtet werden soll. 

Die Motion wird damit begründet, dass in einigen Gemeinden des Kantons St.Gallen neben einer 

Konzentration von vorläufig aufgenommenen Personen auch eine grössere Gemeinschaft von 

anerkannten Flüchtlingen aus dem gleichen Herkunftsland entstanden sei, welche die Integration 

dieser Personen erschwere.  

 

Mit der vorgesehenen Regelung wird für anerkannte und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge im 

Fall des Bezugs von Sozialhilfeleistungen die freie Wohnortswahl eingeschränkt. Eine Regelung 

ist nur für Personen mit Flüchtlingseigenschaft nötig, da die Zuweisung von Wohnraum bei vor-

läufig aufgenommenen Personen und Personen mit Schutzstatus S bereits heute möglich ist und 

auch umgesetzt wird. Mit der neuen Regelung können die politischen Gemeinden allen Personen 

nach abgeschlossenem Asylverfahren (Flüchtlinge, vorläufig aufgenommene Flüchtlinge und vor-

läufig aufgenommene Personen) Wohnraum zuweisen.  

 

Die Regierung hat sich bereits in ihrer Stellungnahme zur der Gesetzesanpassung zu Grunde lie-

genden Motion gegen die vorgesehene Regelung ausgesprochen, da diese ihrer Meinung nach 

gegen übergeordnetes Völkerrecht verstösst. Die mögliche Völkerrechtswidrigkeit wurde mittler-

weile durch ein Rechtsgutachten bestätigt, das dieser Vorlage beiliegt. Dieses hält auch fest, 

dass die beabsichtigte Regelung zudem gegen Bundesrecht verstösst. Die Regierung beantragt 

daher Nichteintraten auf die Vorlage  

 

Eine gelingende Integration der gesamten zugezogenen Bevölkerung ist indes auch ein klares 

Ziel der Regierung. Zentral ist aus Sicht der Regierung, dass Bund, Kanton und Gemeinden ge-

meinsam Lösungen finden, damit die politischen Gemeinden die Integrationsarbeit optimal um-

setzen können und entsprechend unterstützt werden. Dies bezieht sich sowohl auf finanzielle As-

pekte als auch auf die Unterstützung bei der Koordination zwischen den politischen Gemeinden. 

 

 

Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Wir unterbreiten Ihnen mit dieser Vorlage Botschaft und Entwurf des VIII. Nachtrags zum Sozial-

hilfegesetz (Zuweisung Wohnraum für Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge). 

 

 

1 Ausgangslage 

1.1 Auftrag 
In der Februarsession 2022 hat der Kantonsrat die Motion 42.21.26 «Zuweisung Wohnraum für 

anerkannte Flüchtlinge» gutgeheissen. Damit hat er der Regierung den Auftrag erteilt, das Sozial-

hilfegesetz dahingehend zu ergänzen, dass Wohnraum für Personen aus dem Asylbereich, na-

mentlich für vorläufig aufgenommene Personen und anerkannte Flüchtlinge, grundsätzlich als 

Sachleistung gewährt wird. Damit könnte – so der Wille der Motionärinnen – Flüchtlingen inner-

halb des Kantons ein Wohnort oder eine Unterkunft zugewiesen werden, da ihnen vorüberge-

hend Wohnraum nur als sozialhilferechtliche Sachleistung gewährt würde. Ziel der Massnahme 

ist eine Steuerung der Wohnsitznahme von Personen aus dem Asylbereich über das ganze Kan-

tonsgebiet hinweg.  
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Die Regierung anerkannte in ihrer Stellungnahme zur Motion zwar die Herausforderungen im Be-

reich der Integration von Flüchtlingen und vorläufig Aufgenommenen für die Gemeinden, hielt 

aber auch fest, dass sie die Beschränkung der Wahl des Wohnorts nicht als eine zielführende Lö-

sung beurteilt. Hinsichtlich der Entlastung der Gemeinden verwies sie auf die vom Bund zur Ver-

fügung gestellte Integrations- und Globalpauschale sowie auf den soziodemografischen Sonder-

lastenausgleich. Zudem verwies die Regierung auf ihre Haltung, dass sie die Einschränkung der 

freien Wohnsitznahme als völkerrechtswidrig und damit die geforderte Anpassung als nicht um-

setzbar beurteilt. Daher beantragte die Regierung Nichteintreten auf die Motion. Der Kantonsrat 

trat trotz dem anderslautenden Antrag der Regierung mit 59 Ja- zu 55 Nein-Stimmen auf die Mo-

tion ein.  

 

In der Motion des Kantonsrates wird auf eine Motion auf Bundesebene verwiesen (19.3998 «För-

derung der Integration von anerkannten Flüchtlingen in den Gemeinden»). Diese verlangte, dass 

das Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration (SR 142.20; 

abgekürzt AIG) ergänzt wird. Die kantonalen Behörden sollten auch anerkannten Flüchtlingen, 

die Sozialhilfe beziehen, einen Wohnort oder eine Unterkunft innerhalb des Kantons zuweisen 

können.1 Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Eine Einschränkung der freien 

Wohnortswahl für anerkannte Flüchtlinge würde aufgrund des Abkommens über die Rechtsstel-

lung der Flüchtlinge (SR 0.142.30; abgekürzt FK) sowie des eidgenössischen Asylgesetzes 

(SR 142.31) auch eine Einschränkung für alle übrigen Ausländerinnen und Ausländer bedingen. 

Dies sei nicht angebracht. Die Kantone hätten über die Sozialhilfe die Möglichkeit, anerkannten 

Flüchtlingen Wohnraum als Sachleistung zuzuweisen. Hier gelte aber gemäss FK die Bedingung, 

dass dies analog auf Schweizer Bürgerinnen und Bürger angewendet werden müsse. Der Natio-

nalrat lehnte in der Folge die Motion mit 130 Nein- zu 60 Ja-Stimmen ab. 

 

 

1.2 Begrifflichkeiten 
Zum besseren Verständnis ist ein Verweis auf die Definition der betroffenen Gruppen von Migran-

tinnen und Migranten wichtig. Es gilt folgende Unterscheidungen zu beachten: 

– Asylsuchende (Ausweis N): diese Personen befinden sich im Asylprozess, über ihr Asylgesuch 

wurde noch nicht rechtskräftig entschieden. 

– anerkannte Flüchtlinge (Ausweis B): Es liegt ein positiver Asylentscheid vor und die Flücht-

lingseigenschaft dieser Personen wurde anerkannt. Es bestehen keine Asyl-Ausschluss-

gründe. 

– Vorläufig aufgenommene Flüchtlinge (Ausweis F mit Flüchtlingseigenschaft): Das Asylgesuch 

wurde abgelehnt bzw. evtl. widerrufen und die Flüchtlingseigenschaft dieser Personen jedoch 

trotzdem anerkannt bzw. belassen. Diese Situation kann durch subjektive Nachfluchtgründe 

nach Art. 54 des Asylgesetzes (SR 142.31; abgekürzt AsylG) vorliegen oder wenn sich eine 

Person als asylunwürdig erweist gemäss Art. 53 AsylG (z.B. wenn eine Person wegen verwerf-

licher Handlungen des Asyls unwürdig ist oder sie die innere oder äussere Sicherheit der 

Schweiz verletzt hat). Bei diesen Personen wurde formal die Wegweisung aus der Schweiz an-

geordnet. Aus völkerrechtlichen Gründen ist die Wegweisung jedoch unzulässig, da gemäss 

Art. 33 Abs. 1 der FK das «Non-Refoulement-Gebot» (keine Ausschaffung bei Verfolgungsge-

fahr) besteht. Daher wird der Vollzug der Wegweisung aufgeschoben. 

– Personen mit Flüchtlingseigenschaft: Umfassen die beiden Kategorien anerkannte Flüchtlinge 

und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge. 

– Vorläufig aufgenommene Personen (Ausweis F ohne Flüchtlingseigenschaft): Diese Personen 

wurden aus der Schweiz weggewiesen (Asylgesuch negativ, keine Flüchtlingseigenschaft), wo-

                                                   
1  Art. 85 Abs. 5 des AIG sieht vor, dass die Kantone vorläufig aufgenommenen Personen (also ohne Flüchtlingsei-

genschaft) einen Wohnort zuweisen können. 



 

 

 

RRB 2024/718 / Beilage 

 

 

  4/11 

 

bei sich aber der Vollzug der Wegweisung als unzulässig (Verstoss gegen Völkerrecht), unzu-

mutbar (konkrete Gefährdung der ausländischen Person z.B. durch Krieg im Heimatland) oder 

unmöglich (vollzugstechnische Gründe) erwiesen hat.  

– Schutzbedürftige (Ausweis S): Mit dem Schutzstatus S wird Schutz aufgrund der Zugehörigkeit 

zu einer bestimmten Gruppe gewährt. Damit erhalten Personen – ohne Durchführung eines or-

dentlichen Asylverfahrens – rasch Schutz in der Schweiz. Der Bundesrat hat diesen Status im 

März 2022 für Geflüchtete aus der Ukraine aktiviert. Der Ausweis S ist auf höchstens ein Jahr 

befristet und verlängerbar. Nach frühestens fünf Jahren erhalten Schutzbedürftige eine Aufent-

haltsbewilligung B, die bis zur Aufhebung des vorübergehenden Schutzes befristet ist. Die Be-

troffenen erhalten mit dem Schutzstatus S Sozialhilfe und sie haben die Möglichkeit, ohne 

Wartefrist, eine bewilligungspflichtige Erwerbstätigkeit (auch eine selbständige) auszuüben. 

Sie haben jedoch keine freie Wohnortswahl, ihr Status ist bzgl. Niederlassungsfreiheit mit dem 

von vorläufig aufgenommenen Personen (ohne Flüchtlingseigenschaft) vergleichbar.  

 

Bei der vom Kantonsrat gewählten Formulierung ist davon auszugehen, dass er als Zielgruppe 

sowohl Personen mit Flüchtlingseigenschaft (anerkannte Flüchtlinge und vorläufig aufgenom-

mene Flüchtlinge) als auch Personen ohne Flüchtlingseigenschaft (vorläufig aufgenommene Per-

sonen und Schutzbedürftige mit Ausweis S) meint. Es gibt keinen Grund, vorläufig aufgenom-

mene Flüchtlinge, auch wenn diese im Motionstext nicht explizit genannt sind, von der vorgese-

henen Regelung auszuschliessen, da sie sich rechtlich gesehen sozusagen zwischen vorläufig 

aufgenommenen Personen und anerkannten Flüchtlingen befinden. Auch ist davon auszugehen, 

dass Personen mit Schutzstatus S einzuschliessen sind (zum Zeitpunkt der Einreichung des Vor-

stosses war dieser Status noch nicht aktiviert).  

 

 

2 Geltende Regelung und aktuelle Praxis 

2.1 Rechtsstellung der Zielgruppe 
Das Völkerrecht, namentlich das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (SR 

0.142.30; abgekürzt FK) schreibt den Personen mit Flüchtlingseigenschaft spezifische Rechte zu. 

Im Zusammenhang mit der Forderung der Motion sind insbesondere das Recht auf Freizügigkeit 

und freie Wohnortwahl (Art. 26 FK), das Recht auf öffentliche Fürsorge (Art. 23 FK) und weiter 

das Recht auf Unterkunft (Art. 21 FK), sowie Verbote der unterschiedlichen Behandlung von 

Flüchtlingen (Art. 3 FK, Art. 7 Abs. 1 FK) relevant. Nach diesen Bestimmungen haben Personen 

mit Flüchtlingseigenschaft das Recht, ihren Aufenthalt frei zu wählen, unabhängig davon, ob sie 

Sozialhilfe beziehen oder nicht.  

 

Vorläufig aufgenommene Personen ohne Flüchtlingseigenschaft fallen nicht in den Geltungsbe-

reich von Art. 26 FK. Grundsätzlich haben diese Personen die Möglichkeit, ihren Aufenthaltsort 

frei zu wählen. Die Kantone können dieser Zielgruppe aber einen Wohnort zuweisen, wenn sie 

Sozialhilfe beziehen (Art. 85 Abs. 5 AIG]). 

 

 

2.2 Aktuelle Praxis  
Asylsuchende werden nach ihrer Ankunft in der Schweiz zuerst einem Bundesasylzentrum zugei-

wesen. Nach erfolgtem Asylentscheid werden Flüchtlinge sowie vorläufig aufgenommene Flücht-

linge und Personen einer Gemeinde zugewiesen. Ebenso Personen mit Schutzstatus S. Diese 

Zuweisung richtet sich nach Art. 13 ff. der kantonalen Asylverordnung (sGS 381.12) und erfolgt 

durch den Trägerverein Integrationsprojekte (TISG). Für Personen mit Flüchtlingseigenschaft, 

also Flüchtlinge und vorläufig aufgenommen Flüchtlinge, gilt anschliessend die freie Wohnorts-

wahl, unabhängig davon, ob sie Sozialhilfe beziehen oder nicht. Dies führte in der Vergangenheit 

dazu, dass es in bestimmten Gemeinden zu einer Konzentration von anerkannten Flüchtlingen 
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bzw. vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen mit der gleichen Herkunft kam, was gemäss Moti-

onstext aus Integrationssicht hinderlich sein kann. Dies, weil begonnene Integrationsmassnah-

men z.B. Sprachkurse oder Qualifizierungsmassnahmen durch den Ortswechsel oftmals abge-

brochen werden müssen. Ebenfalls unterbrochen wird in diesem Fall der Prozess der sozialen 

Integration von Erwachsenen und Kindern. Statistische Zahlen zur aktuellen Verteilung der Per-

sonen aus dem Asylbereich auf die einzelnen Gemeinden und deren Nationalität liegen keine vor. 

 

Anders verhält es sich bei vorläufig aufgenommenen Personen (Ausweis F ohne Flüchtlingsei-

genschaft) und Personen mit Schutzstatus S. Diesen darf, sofern sie Sozialhilfe beziehen, grund-

sätzlich ein Wohnort zugewiesen werden und sie können diesen nicht einfach so wechseln 

(Art. 85 Abs. 5 AIG). Sobald diese Personen keine Sozialhilfe mehr beziehen, gilt auch für sie die 

freie Wohnortswahl. Die Gemeinden haben sich auf eine einheitliche Praxis bezüglich Umzügen 

von wenigstens aufgenommenen Personen geeinigt. Für einen Wohnortswechsel muss grund-

sätzlich mindestens ein unbefristeter Arbeitsvertrag vorliegen, die Probezeit muss erfolgreich ab-

geschlossen worden sein, das Erwerbseinkommen muss für eine finanzielle Selbständigkeit aus-

reichen und es muss eine günstige Integrationsprognose vorliegen. Aufnahmegemeinden ist es 

indes möglich, den Zuzug von vorläufig aufgenommenen Personen abzulehnen, wenn Zweifel 

bezüglich der Nachhaltigkeit der Erwerbstätigkeit vorliegen, z.B. weil die Arbeitgeberin bzw. der 

Arbeitgeber in der Vergangenheit ähnliche Anstellungsverhältnisse nach kurzer Zeit aufgelöst hat 

oder wenn es in der Branche häufig zu «Gefälligkeitsanstellungen» kommt. Auch können Zuzüge 

abgelehnt werden, wenn der Integrationsprozess wenig fortgeschritten scheint, z.B. bei geringen 

Deutschkenntnissen.  

 

 

3 Umsetzungsvorschlag 
Die Motion wird damit begründet, dass in einigen Gemeinden eine grössere Gemeinschaft von 

Personen mit Flüchtlingseigenschaft aus dem gleichen Herkunftsland entstanden sei, welche die 

Integration dieser Personen erschwere (Gruppenbildung). Bei einem Wohnortwechsel müsse die 

Integrationssituation der entsprechenden Personen zudem durch das fallführende Sozialamt der 

Gemeinde wieder neu beurteilt werden (Wahl von Kursen u.Ä.), was den ganzen Integrationspro-

zess erschweren bzw. verzögern könne. 

 

Die vorgeschlagene Anpassung soll es den Gemeinden ermöglichen, die bereits heute bei vor-

läufig aufgenommenen Personen angewandte Praxis einer nicht freien Wohnortwahl auch bei an-

erkannten Flüchtlingen und vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen anzuwenden. Um dies zu er-

möglichen, sollen die Gemeinden einen Teil der finanziellen Sozialhilfe im Grundsatz als Wohn-

raum ausrichten können. Damit können die Sozialhilfe beziehenden Personen faktisch einem Ort 

zugewiesen werden und es steht ihnen nicht mehr frei, ohne Zustimmung der betroffenen Ge-

meinden den Wohnsitz zu wechseln. Ein Wohnortwechsel – auch bei gegebener Soziallhilfeab-

hängigkeit – ist indes nicht in allen Fällen auszuschliessen. Es kann durchaus sein, dass es 

Konstellationen gibt, in denen ein Wohnortwechsel der Integration zuträglich sein kann. Dies z.B., 

wenn eine bestimmte Arbeitsstelle an einem anderen Ort als dem Wohnort angenommen werden 

kann, zu dem der Arbeitsweg nicht zumutbar wäre. Auch gibt es Härtefälle z.B. aus familiären 

Gründen. Entsprechend ist die vorgesehene gesetzliche Bestimmung so formuliert, dass die Aus-

richtung der Sozialhilfe für Wohn- und Nebenkosten für Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene 

Flüchtlinge im Grundsatz als Sachleistung erfolgt. In Ausnahmefällen soll ein vorzeitiger Wohnort-

wechsel vor Ablösung von der Sozialhilfe weiterhin möglich sein. Dafür ist die Zustimmung so-

wohl der Wegzugs- als auch der Zuzugsgemeinde nötig. Lehnt eine Zuzugsgemeinde den Woh-

nortwechsel ab, verbleibt die betroffene Person in der ursprünglich zugeteilten Wohngemeinde.  
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4 Völkerrechtliche Überlegungen und Umsetzungsvarianten 
Die Frage, ob die vorgesehene Lösung dem Völkerrecht genügt, wurde in einem Rechtsgutach-

ten von Prof. Dr. Astrid Epiney (vgl. Anhang 1) erörtert. Gemäss dem Gutachten verstösst die ge-

wählte Lösung gegen Art. 26 FK. Dieser Artikel garantiert Personen mit Flüchtlingseigenschaft 

(Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge) das Recht auf Freizügigkeit. Eine Ein-

schränkung der Wohnortwahl sei keiner Rechtfertigung zugänglich. Auch der Zweck der Integrati-

onsförderung genüge nicht, eine Einschränkung der Wohnortwahl zu rechtfertigen. Zulässig nach 

Art. 26 FK wäre hingegen, wenn die Einschränkung der Wohnortwahl für alle Ausländerinnen und 

Ausländer, unabhängig von ihrem aufenthaltsrechtlichen Status, also auch z.B. für Personen mit 

Niederlassungsbewilligung (Ausweis C), gelten würde.  

 

Das Gutachten führt zudem Art. 23 FK ins Feld, der das Gleichbehandlungsprinzip in Bezug auf 

die öffentliche Fürsorge festhält. Danach seien Personen mit Flüchtlingseigenschaft der einheimi-

schen Bevölkerung hinsichtlich der Öffentlichen Fürsorge – wozu zweifelsohne auch die Sozial-

hilfe gehört – gleich zu behandeln. Allerdings sei Art. 23 FK einer Rechtfertigung zugänglich. Eine 

Ungleichbehandlung könne zulässig sein, wenn sie auf sachlichen Gründen beruhen und dem 

Grundsatz der Verhältnismässigkeit genügen würde. Der Zweck der Massnahme, die Integration 

der betroffenen Personen zu verbessern, stelle einen sachlichen objektiven Grund dar, der eine 

Ungleichbehandlung rechtfertigen könnte. Das Gutachten beurteilt jedoch die Verhältnismässig-

keit einer solchen Massnahme als nicht gegeben, da mit milderen Massnahmen das gleiche Ziel 

erreicht werden könne und die Massnahme nicht als angemessen zu beurteilen sei, da die Ein-

schränkung des Privat- und Familienlebens in keinem angemessenen Verhältnis zur zu erwarten-

den Integrationswirkung stünden. Entsprechend beurteilt das Rechtsgutachten eine Einschrän-

kung der Wohnsitzwahl nur dann mit Art. 23 FK als vereinbar, wenn sie für alle sozialhilfebezie-

henden Personen unabhängig von ihrer Staatszugehörigkeit (also auch für Schweizerinnen und 

Schweizer), gelten würde. Auf eine umfassende Einschränkung der Wohnortwahl für alle sozial-

hilfebeziehenden Personen wird verzichtet, da dies weit über die Forderung der Motion hinausge-

hen und in keinem Verhältnis zum angestrebten Ziel stehen würde.  

 

Das Rechtsgutachten geht auf weitere Verpflichtungen aus anderen völkerrechtlichen Verträgen 

ein; auf die Wiedergabe dieser Überlegungen wird hier verzichtet. Das Gutachten führt zudem 

Überlegungen auf, wie das Ziel der Motion mit nicht verbindlichen Massnahmen oder Instrumen-

ten ebenfalls zumindest ansatzweise umgesetzt werden könnte. Denkbar wären z.B. Anreizbei-

träge beim Verbleib in einer bestimmten Gemeinde. Solche Instrumente stehen grundsätzlich be-

reits unter dem geltenden Recht zur Verfügung. 

 

Das Gutachten hält zudem fest, dass die angedachte Regelung gegen Bundesrecht verstösst. 

Gemäss Art. 36 AIG können Personen mit einer Kurzaufenthaltsbewilligung, einer Aufenthalts- 

oder einer Niederlassungsbewilligung – worunter auch Personen mit Flüchtlingseigenschaft fallen 

– ihren Wohnort innerhalb des Kantons, der die Bewilligung erteilt hat, frei wählen. 

 

Das Bundesgesetz kennt eine abstrakte Normenkontrolle bei kantonalen Erlassen (Art. 82 Bst. b 

des Bundesgesetzes über das Bundesgericht [SR 173.110]). Entsprechend kann eine Bestim-

mung im kantonalen Gesetz, wie auch die vorliegende, direkt vor Bundesgericht angefochten 

werden. Denkbar ist auch, dass in einem konkreten Fall Rechtsmittel ergriffen werden. Gemäss 

Art. 81 der Kantonsverfassung (sGS 111.1) überprüfen rechtsprechende Instanzen im konkreten 

Anwendungsfall eine Gesetzes- oder Verordnungsvorschrift auf ihre Übereinstimmung mit über-

geordnetem Recht.  

 

Ob die vorgesehene gesetzliche Bestimmung zur Einschränkung der Wohnortwahl dem Völker-

recht widerspricht, müsste folglich im Fall eines Verfahrens das Gericht abschliessend beurteilen. 



 

 

 

RRB 2024/718 / Beilage 

 

 

  7/11 

 

Der Kantonsrat trat auf die Motion ein, im Wissen, dass die Regierung die beabsichtigte Lösung 

als völkerrechtswidrig beurteilt. Er nahm das Risiko einer völkerrechtswidrigen Bestimmung damit 

zumindest im Rahmen der Behandlung der Motion bewusst in Kauf. 

 

Weil die vorgeschlagene Regelung aus Sicht der Regierung völkerrechts- und bundesrechtswid-

rig wäre, beantragt die Regierung nachfolgend Nichteintreten auf diese Vorlage.  

 

 

5 Alternative Ansatzpunkte 
Wie bereits in ihrer Antwort auf die Motion, anerkennt die Regierung die Herausforderungen der 

Gemeinden im Zusammenhang mit der Integration der zugezogenen Bevölkerung. Es gibt jedoch 

bereits existierende Instrumente, wie die Global- und die Integrationspauschalen und den sozio-

demografischen Sonderlastenausgleich, die zur Entlastung der Gemeinden beitragen. Die konse-

quente Nutzung dieser Instrumente ist sinnvoller, anstatt in die Rechte von bestimmten Perso-

nengruppen einzugreifen. Statt Einschränkungen sollte der Fokus auf Integrationsmassnahmen 

durch Zugang zum Arbeitsmarkt und Bildung liegen. So könnten Flüchtlinge schneller eigenstän-

dig werden, und die Belastung der Gemeinden sinkt langfristig und nachhaltig.  

 

 

6 Finanzielle Auswirkungen, Referendum und Erlass von Ver-

ordnungsrecht 
Die geplante Regelung hat keine direkten finanziellen Auswirkungen auf Kanton oder Gemein-

den.  

 

Nach Art. 5 Abs. 1bis des Staatsverwaltungsgesetzes (sGS 140.1; abgekürzt StVG) unterbreitet 

die Regierung dem Kantonsrat bei Entwürfen mit Gesetzesrang im Rahmen der Botschaft auch 

die Grundzüge des vorgesehenen zugehörigen Verordnungsrechts, wenn die Verordnung von 

erheblicher Bedeutung ist. Auf Ausführungsbestimmungen auf Verordnungsebene wird im Hin-

blick auf die heute bereits funktionierende Praxis der Gemeinden bei vorläufig aufgenommenen 

Personen verzichtet.  

 

Der vorliegende Erlass unterliegt gemäss Art. 5 des Gesetzes über Referendum und Initiative 

(sGS 125.1) dem fakultativen Gesetzesreferendum.  

 

 

7 Erläuterungen zur vorgeschlagenen Bestimmung 
Art. 10 Abs. 4: Absatz 4 hält fest, dass für Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge 

(Ausweis B und Ausweis F) die im Rahmen der Sozialhilfe übernommenen Wohn- und Neben-

kosten in der Regel als Sachleistung ausgerichtet werden. Das heisst, dass den betroffenen Per-

sonen eine Wohnung in der Gemeinde zur Verfügung gestellt wird. Dies impliziert, dass es den 

Personen nicht freisteht, selber ihren Wohnort zu wählen und sie diesen auch nicht wechseln 

können, solange sie Sozialhilfe beziehen. Die Nennung der Grundsätzlichkeit der Regelung un-

terstreicht, dass es in Ausnahmefällen und mit Zustimmung der involvierten Gemeinden weiterhin 

möglich sein soll, den Wohnort zu wechseln, wenn dies dem Integrationsziel zuträglich scheint.  

 

 

8 Vernehmlassung 
[wird später eingefügt] 
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9 Antrag 
Wir beantragen Ihnen, Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, auf den VIII. Nachtrag 

zum Sozialhilfegesetz nicht einzutreten. 

 

 

Im Namen der Regierung 

 

Susanne Hartmann  

Präsidentin 

 

Dr. Benedikt van Spyk 

Staatssekretär 
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Anhang: Rechtsgutachten «Völkerrechtliche Vorgaben für die Zu-

weisung von Wohnraum für anerkannte Flüchtlinge und vorläufig 

Aufgenommene als Sachleistung im Bereich der Sozialhilfe 
 

[gemäss separatem Dokument] 
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Kantonsrat St.Gallen Klass-Nr. 

 

 

 

VIII. Nachtrag zum Sozialhilfegesetz 
 

 

Entwurf des Departementes des Innern vom 15. Oktober 2024 

 

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen 

 

hat von der Botschaft der Regierung vom ●●2 Kenntnis genommen und 

 

erlässt: 

 

 

I. 
 
Der Erlass «Sozialhilfegesetz vom 27. September 1998»3 wird wie folgt geändert: 
 

Art. 10  Leistungen 

1 Finanzielle Sozialhilfe umfasst Geld- und Sachleistungen sowie Kostengutsprachen. 

 
2 Sie wird rechtzeitig gewährt und bei Bedarf mit betreuender Sozialhilfe verbunden. 

 
3 Sie wird so geleistet, dass sie weder durch die hilfebedürftige Person noch durch ihre Familien-

angehörigen missbraucht werden kann. Bietet die hilfebedürftige Person keine Gewähr für die be-

stimmungsgemässe Verwendung, können Leistungen an berechtigte Dritte ausgerichtet werden. 

 
4 Sozialhilfe für Wohn- und Nebenkosten für anerkannte Flüchtlinge und vorläufig aufge-

nommene Flüchtlinge wird grundsätzlich als Sachleistung ausgerichtet. 

 

 

II. 
 

[keine Änderung anderer Erlasse] 

 

 

III. 
 

[keine Aufhebung anderer Erlasse] 

 

 

  

                                                   
2  ABl 2024-●●. 
3 sGS 381.1. 
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IV. 
 

1. Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn dieses Erlasses. 

 

2. Dieser Erlass untersteht dem fakultativen Gesetzesreferendum.4 

 

                                                   
4  Art. 5 RIG, sGS 125.1.  
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